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Beschluss
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und
den Ausschuss der Regionen: Eine EU-Strategie zur Anpassung
an den Klimawandel

COM(2013) 216 final; Ratsdok. 8556/13

Der Bundesrat hat in seiner 910. Sitzung am 7. Juni 2013 gemäß §§ 3 und 5

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich das Ziel der Anpassungsstrategie der EU,

die Vorsorge und das Reaktionsvermögen in Bezug auf die Auswirkungen des

Klimawandels auf lokaler, regionaler, nationaler und EU-Ebene zu verstärken,

ein kohärentes Konzept zu entwickeln und die Koordination zu verbessern.

2. Er stellt fest, dass der Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel nun

auch bereits Einzug in die Vorschläge der Kommission zur Horizontalen

Verordnung und zu den Sektorverordnungen gefunden haben.

3. Dabei begrüßt der Bundesrat, dass die Kommission grundsätzlich an dem

Prinzip einer Anreizpolitik festhält, wie z. B. in dem Vorschlag zur ELER-

Verordnung. Ordnungspolitische Ansätze sollten weiterhin vermieden werden.

4. Er stellt jedoch fest, dass die Ausführungen in den am 16. April 2013

veröffentlichten Arbeitsdokumenten zur Umsetzung der Klimaschutz- und -

anpassungsstrategien im Rahmen von ELER 2014 bis 2020 mit detaillierten

Vorgaben zu Beratung, Monitoring und Evaluierung sowie spezifischen Ex-

ante-Konditionalitäten erheblichen zusätzlichen Aufwand erwarten lassen, der

dem Ziel der Verwaltungsvereinfachung entgegensteht. Der Bundesrat bittet
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daher die Bundesregierung, bei den weiteren Verhandlungen auf EU-Ebene

darauf zu achten, dass der Verwaltungsaufwand auf das notwendige Maß

begrenzt wird.

5. Angesichts der wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Bedeutung des

Forstsektors und seiner erheblichen Betroffenheit durch den Klimawandel bittet

der Bundesrat die Bundesregierung, auf nationaler Ebene einen raschen Start

des Waldklimafonds sowie eine dauerhaft ausreichende und angemessene

Finanzausstattung sicherzustellen.


